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Bekanntmachungen der Kassenärztlichen Vereinigung

Warten auf Bundessozialgericht

Vorerst keine weiteren Beitragsbescheide  

für Privatärzte im Ärztlichen Bereitschaftsdienst

Die Umsetzung der Einbeziehung der Pri-

vatärzte in den Ärztlichen Bereitschafts-

dienst (ÄBD) wird aufgrund der aktuellen 

Rechtsprechung ausgesetzt. Priva-

tärztlich tätige Ärzte (Privatärzte) in Hes-

sen können auch im Jahr 2023 die Bei-

tragsbescheide für das Beitragsjahr 2022 

erhalten.

In den vergangenen drei Jahren seit der 

Einbeziehung der Privatärzte in den ÄBD 

der Kassenärztlichen Vereinigung Hessen 

(KVH) sind die in eigener Praxis in Hessen 

niedergelassenen Ärzte in jedem Kalen-

derjahr durch entsprechende Beitragsbe-

scheide zur Beteiligung an den Kosten des 

ÄBD herangezogen worden. Aufgrund ei-

ner durch den Hessischen Landtag be-

schlossenen Änderung des Hessischen 

Heilberufsgesetzes haben sich grundsätz-

lich sowohl die Vertrags- als auch die Pri-

vatärzte personell und finanziell am ÄBD 

zu beteiligen. Während viele Privatärzte 

die gemeinsame Verantwortung für die Si-

cherstellung der ärztlichen Versorgung zu 

den sprechstundenfreien Zeiten bereitwil-

lig angenommen und ihre Beiträge geleis-

tet haben, haben sich zahlreiche Priva-

tärzte gegen die neue Teilnahme- und Bei-

tragspflicht gewandt und dagegen ge-

klagt.

Zur Frage der Rechtmäßigkeit der Einbe-

ziehung der Privatärzte in den ÄBD sind 

deshalb im Moment verschiedene Klage-

verfahren zu unterschiedlichen Themen-

komplexen bei den Sozialgerichten an-

hängig. 

Zuletzt hat das Hessische Landessozialge-

richt in fünf Verfahren durch Urteil ent-

schieden und in seinen Entscheidungen je-

weils die Revision zum Bundessozialge-

richt zugelassen. Die am 27.07.2022 ent-

schiedenen Verfahren befassen sich über-

wiegend mit der Frage der Rechtmäßig-

keit der Verpflichtung der Privatärzte zur 

Kostenbeteiligung am ÄBD der KVH bzw. 

mit ihrer Verpflichtung zur Teilnahme.

Im Ergebnis hat das Hessische Landessozi-

algericht die Auffassung vertreten, dass es 

für die Einbeziehung der Privatärzte in 

den ÄBD an einer mit höherrangigem 

Recht vereinbaren Rechtsgrundlage fehlt. 

Die entsprechenden Entscheidungen wur-

den vom Landessozialgericht selbst und in 

verschiedenen Medien veröffentlicht.

 Die KVH hat in sämtlichen Verfahren ge-

gen die Entscheidung des Hessischen Lan-

dessozialgerichts Revision eingelegt. Die 

endgültige Entscheidung über die Frage 

der Rechtmäßigkeit der Einbeziehung der 

Privatärzte in den ÄBD der KVH ist somit 

in letzter Instanz dem Bundessozialge-

richt vorbehalten.

Aus Gründen der Verfahrensökonomie 

wird bis zur Entscheidung des Bundessozi-

algerichts in den Revisionsverfahren die 

weitere Verwaltungstätigkeit der KVH zur 

Umsetzung der Einbeziehung der Priva-

tärzte in den ÄBD ausgesetzt. Es ist somit 

gegenwärtig nicht mit einer Vollstreckung 

etwaiger noch offener Beitragsforderun-

gen aus den Vorjahren und mit einem Ver-

sand der Beitragsbescheide für das Jahr 

2022 zu rechnen. Prinzipiell ist die KVH je-

doch zur Umsetzung der landesgesetzli-

chen Vorgaben verpflichtet, so dass Priva-

tärzte auch für das Jahr 2022 am ÄBD be-

teiligt werden müssten.

Angesichts der Entwicklung in der Recht-

sprechung soll der Erlass der Beitragsbe-

scheide des Jahres 2022 aber nicht mehr 

in diesem Jahr erfolgen, sondern voraus-

sichtlich im Jahr 2023, wenn das Bundes-

sozialgericht über die Revisionen der KVH 

entschieden hat. Die KVH geht gegenwär-

tig davon aus, dass mit einer Entscheidung 

des Bundessozialgerichts im Laufe des 

nächsten Jahres zu rechnen ist. Aufgrund 

der grundsätzlichen Bedeutung der zu 

entscheidenden Rechtsfragen haben die-

se Verfahren bisher eine besondere Förde-

rung durch die Sozialgerichtsbarkeit er-

fahren.

Nach Vorliegen der Entscheidungen des 

Bundessozialgerichts muss die KVH die 

Verwaltungstätigkeit entsprechend et-

waiger der KVH in den Urteilsgründen 

aufgegebenen Vorgaben wieder aufneh-

men. Das betrifft sowohl offene Verwal-

tungs- und Widerspruchsverfahren, als 

auch den Erlass der Beitragsbescheide für 

die Jahre 2022 und 2023 sowie die Einlei-

tung der Zwangsvollstreckung noch offe-

ner Beitragsforderungen aus den Vorjah-

ren. 

Dies bedeutet also, dass mit dem vorüber-

gehenden Stopp der entsprechenden Ver-

waltungstätigkeit kein Verzicht auf bereits 

festgesetzte sowie auf noch von der KVH 

zu erhebende Beitragsforderungen ein-

hergeht. Diese Entscheidung dient aktuell 

nur dazu, weitere Verfahren und die damit 

verbundenen Kosten zu vermeiden sowie 

dem Ziel, den Verwaltungsaufwand für al-

le Beteiligten solange zu reduzieren, bis 

das Bundessozialgericht abschließend 

über die mit der Einbeziehung der Priva-

tärzte verbundenen Rechtsfragen ent-

schieden hat. 

Sobald die Entscheidungen des Bundesso-

zialgerichts aus den Revisionsverfahren 

vorliegen, werden wir Sie über die daraus 

resultierenden Änderungen und die Wie-

deraufnahme der mit dem gemeinsamen 

ÄBD von Privat- und Vertragsärzten ver-

bundenen Verwaltungstätigkeit der KVH 

informieren.
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